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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtrat 24.03.2021 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Resolution für ein starkes Lieferkettengesetz 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Mit dem aktuell auf der Bundesebene diskutierten Lieferkettengesetz soll einem gesetzlich 
verbindlicher Rahmen für den Schutz von Menschenrechten entlang globaler Handels- und 
Produktionjetten geschaffen werden. Unternehmen sollen dazu verpflichtet werden, Risiken zur 
Verletzung von international anerkannten Menschen-, Arbeits- und Umweltrechten entlang ihrer 
gesamten Wertschöpfungskette zu analysieren, diesen vorzubeugen und transparent darüber 
zu berichten.Mit dem Gesetz werden gleichzeitig auch Wettbewerbsnachteile für Unternehmen 
abgebaut, die schon heute freiwillig in ein nachhaltiges Lieferkettenmanagement investieren. 
 
Mit der Resolution setzen sich Kommunen in Deutschland für ein starkes Lieferkettengesetz 
ein. Sie greifen die grundsätzlichen Forderungen der Initiative „Lieferkettengesetz“ nach 
Haftungsregelungen als Kernstück eines wirksamen Lieferkettengesetzes sowie nach 
effektiven staatlichen Durchsetzungsmechanismen auf.  
 
Mit der Unterzeichnung der Resolution bekräftigt die Stadt Nürnberg ihr bundesweites und 
internationales Engagement für das Thema Menschenrechte (Stadt der Menschenrechte, 
Vergabe des internationalen Menschenrechtspreises, Veranstaltung des Nurermberg 
International Human Rights Film Festivals, zertifizierte Fairtrade Stadt uvm.)   
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
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 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Das Lieferkettengesetz soll die Belange von Menschen in Entwicklungsländern 

unabhängig von deren Alter/Geschlecht/Kultur/Rel. verbessern. Die 
Unterstützung der Resolution steht allen Kommunen offen. 
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4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadt Nürnberg unterzeichnet die Resolution für ein starkes Lieferkettengesetz. 
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